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Liebe Genossinnen und Genossen des Parteivorstandes, 
 
im Zuge der Auswertung jüngst von Euch gefasster Beschlüsse erfuhren  wir auch von der 
Beschlusslage zur Entlohnung von Mitgliedern des Geschäftsführenden Parteivorstandes. Zugleich 
erfuhren wir, dass eben  dieser Beschluss das Ergebnis einer ernsthaften, kontrovers geführten 
Debatte gewesen sei. Mitglieder des Parteivorstandes aus unserem Landesverband wiesen uns darauf 
hin, dass der Beschluss äußerst fragil sei und man besser daran täte, es auf sich beruhen zu lassen. 
All das nehmen wir gern zur Kenntnis. Gleichwohl ist es uns wichtig, dass Ihr von uns eine Reaktion 
erfahrt. 
Zunächst möchten wir Euch mitteilen, dass wir die in dieser Angelegenheit nunmehr vorgenommene 
Transparenz sehr begrüßen. Abgesehen davon, nehmen die Mitglieder des Landesvorstandes 
Mecklenburg-Vorpommern Euren Beschluss, auch unter Würdigung aller Umstände, kritisch und mit 
Unverständnis auf. Wir sind der Meinung, dass diejenigen, die bereits durch die Partei zu einem 
bezahlten Mandat gelangt sind, nicht Anspruch  auf eine Entlohnung für eine eigentlich ehrenamtliche 
Tätigkeit haben.  
Auch ist ein Verweis auf entgangene Vergütungen (bspw. Aufsichtsratsvergütungen) und damit 
einhergehende Ansprüche auf Kompensation sind aus unserer Sicht abwegig. Gleichfalls absurd ist die 
Argumentation, es würde sich bei den in Rede stehenden Lohnzahlungen nicht um Beiträge, sondern 
um Mittel der staatlichen Parteienfinanzierung – die eigentlich dem Wahlkampffonds zugeführt werden 
-  handeln. Ein solches  Vorgehen stellt in unseren Augen erst recht eine Zweckentfremdung dar.  
Die Tatsache, dass einzelne Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstandes auf die ihnen zustehende 
Entlohnung verzichten würden, ehrt die Betreffenden sehr, kann aber nicht über den zu kritisierenden 
Grundsatz hinwegsehen lassen.   
Mit unserer Auffassung bedenken wir, dass das von Euch gewählte Verfahren jedwede Diskussion 
über die äußerst angespannte Finanzsituation der Partei sowie die Begründbarkeit erbetener Spenden 
in Zweifel zieht. 
Wir empfehlen Euch mit Nachdruck, den von Euch  gefassten Beschluss zur  Entlohnung einer Revision 
zu unterziehen und  möglichst durch eine Regelung zu ersetzen, die selbstverständlich die 
Entschädigung der  tatsächlichen Aufwendungen beinhaltet. 
 
Mit solidarischen Grüßen 
Im Auftrag des Landesvorstandes 

 
Kay Spieß 


